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Der Bürgermeister
VI. Nachtragssatzung

zur Änderung der Satzung der Stadt Bergisch Gladbach
über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen

an öffentlichen Straßen

Aufgrund der §§ 18, 18 a, 19 und 19 a des Straßen- undWegegesetzes des Landes
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. September 1995 (GV. NW. S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. März 2019 (GV. NRW. S. 193)
und des § 1 Abs. 3 KAG NRW vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1029), hat der Haupt-
ausschuss der Stadt Bergisch Gladbach im Rahmen einer Delegierung nach § 60
Abs. 2 GO NRW in seiner Sitzung am 19.03.2021 folgende Satzung beschlossen:

Die Satzung der Stadt Bergisch Gladbach über Erlaubnisse und Gebühren für
Sondernutzungen an öffentlichen Straßen –Sondernutzungssatzung– vom
18.12.2008 wird wie folgt geändert:

Artikel I
1. Der Gebührentarif zur Sondernutzungssatzung der Stadt Bergisch Gladbach
wird unter Buchstabe A. Ziffer 8. wie folgt geändert:
„Die im Gebührentarif Nr. 26 bis 30 enthaltenen Gebührensätze gelten für die
Zonen I – IV des Straßenverzeichnisses.“

2. Der Gebührentarif zur Sondernutzungssatzung der Stadt Bergisch Gladbach
wird unter Buchstabe B., Gebührentarif Nr. 15 wie folgt geändert:
„Bauzäune, Baugerüste, Baustofflagerungen, Baumaschinen, Baubuden,
Bau- und Arbeitswagen, Baugeräte, Absperrungen, Container und Wechsel-
behälter m² Monat 10,00 €“

3. Unter Buchstabe B. entfällt die Gebührentarif Nr. 18
4. Der Gebührentarif zur Sondernutzungssatzung der Stadt Bergisch Gladbach
wird unter Buchstabe B. um die Gebührentarif Nr. 29 ergänzt:
„Carsharing-Stellplatz Monat 25,00 €“

5. Der Gebührentarif zur Sondernutzungssatzung der Stadt Bergisch Gladbach
wird unter Buchstabe B. um die Gebührentarif Nr. 30 ergänzt:

„Ladepunkt/Ladeplatz (pro Stellplatz zum Laden eines Elektrofahr-
zeugs an einer Ladestation) Monat 25,00 €“

Artikel II
Diese Satzung tritt am Tage der Bekanntmachung in Kraft.

Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann gemäß
§ 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer öffent-
lichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
verfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Diese öffentliche Bekanntmachung wird gemäß § 27a Absatz 1 VwVfG NRW
zusätzlich im Internet auf der Internetseite https://www.bergischgladbach.de/
bekanntmachungen.aspx veröffentlicht, worauf hiermit gemäß § 27a Absatz 2
VwVfG NRW hingewiesen wird.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt ge-
macht.

Bergisch Gladbach, den 22.03.2021

Frank Stein
Bürgermeister

Bekanntmachungen
der Stadt Rösrath

Bebauungsplan Nr. 127 „Radweg Haus Stade“

Aufgrund des § 2 (1) BauGB vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zzt. gültigen
Fassung hat der Ausschuss für Stadtentwicklung, Planung und Verkehr in seiner
Sitzung am 08.03.2021 die erneute Offenlage des Bebauungsplans Nr. 127 „Rad-
weg Haus Stade“ beschlossen.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus dem beigefügten Aus-
zug aus der Deutschen Grundkarte (DGK5).
Anlässlich der COVID-19 Pandemie wurde am 20.05.2020 das Gesetz zur Sicher-
stellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während
der COVID-19 Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) erlassen,
dass am 29.05.2020 in Kraft getreten ist. Danach kann aufgrund der während
der Pandemie geltenden Kontaktbeschränkungen und des eingeschränkten
Publikumsverkehrs bei den Kommunen die Auslegung der Planunterlagen (in
Papierform) in den Kommunen durch eine Veröffentlichung im Internet ersetzt
werden.
Die Entwürfe zum Bebauungsplan Nr. 127 in digitaler Form werden

vom 12.04.2021 bis 14.05.2021 einschließlich
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB auf der Internetseite der Stadt Rösrath
(https://www.roesrath.de/buergerbeteiligung.aspx ) veröffentlicht.
Als zusätzliches Informationsangebot gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 PlanSiG ermög-
licht die Stadt Rösrath eine Einsichtnahme in die Entwürfe (Planzeichnung, Be-
gründung und Gutachten) in Papierform. Die Einsichtnahme ist vom 12.04.2021
bis einschließlich 14.05.2021

Montag bis Freitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr
Montag, Dienstag, Mittwoch 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Donnerstag 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr

nur nach vorheriger Terminabstimmung unter folgenden Rufnummern der
Stadt Rösrath möglich: 02205-802419 oder 02205-802409
Die Einsichtnahme kann an dem abgestimmten Termin bei der Stadtverwaltung
Rösrath im Fachbereich 4 - Bauen, Planen, Umwelt, Verkehr -, im Flur der 2.
Etage, in 51503 Rösrath-Hoffnungsthal, Rathausplatz erfolgen.
Stellungnahmen können innerhalb der Auslegungsfrist insbesondere schrift-
lich oder während der o.g. Dienststunden auch nach vorheriger Terminabstim-
mung zur Niederschrift beim Bürgermeister der Stadt Rösrath, Hauptstraße
229, 51503 Rösrath vorgebracht werden. Stellungnahmen per E-Mail können
unter planung@roesrath.de abgeben werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass nicht innerhalb der benannten Offenlegungs-
frist abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebau-
ungsplan (gem. § 4a (6) BauGB) unberücksichtigt bleiben können, sofern die
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren
Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.
Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung, der einen Bebauungs-
plan zumGegenstand hat, ist unzulässig, wennmit ihm Einwendungen gemacht
werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet
geltend gemacht wurden, aber hätten gemacht werden können.

Bekanntmachungsanordnung
Vorstehender Beschluss zur erneuten Offenlage des Bebauungsplans Nr. 127
„Radweg Haus Stade“ der Stadt Rösrath vom 08.03.2021 wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung
NRW kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flä-
chennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-

geverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-

zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet

oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt

und dabei die verletzte Formvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Rösrath, den 18.03.2021

Bondina Schulze
Bürgermeisterin

Diese Bekanntmachung (ggf. mit Anlagen) wird auch im Internet auf der
Homepage der Stadt Rösrath unter www.roesrath.de veröffentlicht.

Der Bürgermeister
V. Nachtragssatzung zur Satzung über

die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst der Stadt
Bergisch Gladbach

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September
2020 (GV. NRW. S. 916) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV.
NW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW.
S. 1029) und der §§ 6, 9 und 14 des Gesetzes über den Rettungsdienst sowie die
Notfallrettung und den Krankentransport durch Unternehmen (Rettungsgesetz
NRW - RettG NRW) vom 24. November 1992 (GV. NRW. S. 458), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886) hat der
Hauptausschuss der Stadt Bergisch Gladbach Rahmen einer Delegierung nach
§ 60 Abs. 2 GO NRW in seiner Sitzung am 19.03.2021 die V. Nachtragssatzung
zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst der Stadt
Bergisch Gladbach beschlossen:

§ 1
Ziffer 1 des Gebührentarifes erhält folgende Fassung:
1. Benutzung eines Krankentransportwagens
1.1 Grundgebühr für einen Krankentransportwagen
(einschließlich 30 Fahrkilometer) 220,00 €
1.2 Zusätzliche Gebühr für jeden über 30 Fahrkilometer hinaus
gefahrenen Kilometer 1,50 €
1.3 Grundgebühr bei Mehrpersonentransporten für jede weitere Person
(einschließlich 30 Fahrkilometer) 110,00 €
1.4 Transport von Blutkonserven
Es gelten die Gebühren nach den Gebührenstellen 1.1, 1.2 und 1.3.

§ 2
Ziffer 2 des Gebührentarifes erhält folgende Fassung:
2. Benutzung eines Rettungstransportwagens
2.1 Grundgebühr für einen Rettungstransportwagen
(einschließlich 50 Fahrkilometer) 546,00 €
2.2 Zusätzliche Gebühr für jeden über 50 Fahrkilometer hinaus
gefahrenen Kilometer 1,50 €
2.3 Grundgebühr bei Mehrpersonentransporten für jede weitere Person
(einschließlich 50 Fahrkilometer) 273,00 €

§ 3
Ziffer 3 des Gebührentarifes erhält folgende Fassung:
3. Benutzung eines Notarzteinsatzfahrzeuges
3.1 Gebühr für ein Notarzteinsatzfahrzeug 649,00 €
3.2 Gebühr für jede weitere Person 324,50 €

§ 4
Die V. Nachtragssatzung tritt am 01.04.2021 in Kraft.

Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann gemäß
§ 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer öffent-
lichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
verfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Diese öffentliche Bekanntmachung wird gemäß § 27a Absatz 1 VwVfG NRW
zusätzlich im Internet auf der Internetseite https://www.bergischgladbach.de/
bekanntmachungen.aspx veröffentlicht, worauf hiermit gemäß § 27a Absatz 2
VwVfG NRW hingewiesen wird.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt ge-
macht.

Bergisch Gladbach, den 22.03.2021

Frank Stein
Bürgermeister

Teilungsversteigerung
092 K 020/20: Am 20. April 2021, 15:00
Uhr, soll im Amtsgericht Köln, Rei-
chenspergerplatz 1, 50670 Köln, Trep-
penhaus, Ebene 1. Obergeschoss fol-
gendes Objekt zum Zwecke der Auf-
hebung der Gemeinschaft versteigert
werden: Kalker Hauptstraße 193-195,
51103 Köln-Kalk. Die Eigentums-
wohnung (Nr. W 13 des Aufteilungs-
plans) befindet sich im 5. Obergeschoss
undbesteht aus 3Zimmern, Küchemit
Abstellraum,Bad,Gäste-WC(z.Zt.Ab-
stellraum), Flur, Balkon und Keller-
raum. Wohnfläche rd. 74 m²; Baujahr
1974/1975. Verkehrswert: 190.000,00
€. Eine Weitergabe der Kontaktdaten
des Antragstellers kann gem. DSGVO
nicht - auchnicht telefonisch - erfolgen.

Amtsgericht Köln

www.zvg-portal.de

VERSTEIGERUNG

BEKANNTMACHUNG

Das Millionen-DingMit einer einzigen Anzeige in
der Kombination Kölner Stadt-Anzeiger/Kölni-
sche Rundschau und EXPRESS können Sie auf ei-
nen Schlag über 1,4 Millionen Leser erreichen.
Besonders günstig zum Super-Kombi-Spartarif!

Das Leben
ist begrenzt.
Ihre Hilfe
nicht.

ärzte ohne grenzen e.V.
Am Köllnischen Park 1
10179 Berlin

Ein Vermächtnis zugunsten
von ärzte ohne grenzen
schenkt Menschen weltweit
neue Hoffnung.

Wir informieren Sie gerne.
Schicken Sie einfach diese
Anzeige an:

40 Donnerstag, 25. März 2021

Leserbrief

Bunte Mischungen mit unüblichen Bäumen in unserenWald pflanzen

Estutschonwehzusehen,wie in
unseren Wälder große Flächen
kahl geschlagen sind. Es muss
aber auch klar sein: Das, was

heute nachgepflanzt wird,
bringt denWaldbesitzern erst in
30 bis 60 Jahren einen Ertrag
durch Verkauf von Hölzern. Es
wäre daher möglich, mit Be-
dacht zu experimentieren. Ich
möchte anregen: Pflanzt doch

mal eine bunte Mischung von
Bäumen und Gehölzen, die bis-
her hier in unseren Wäldern
nichtüblichwaren.Ichdenkean:
Platanen, Rosskastanien, Ess-
kastanien (Castanea
sativa), Walnüsse (Juglans re-

gia), Zitterpappeln, oder Exoten
wie Gingko biloba, Chilenische
Schmucktanne (Araucaria arau-
cana) oder Araucaria bidwillii
(kein deutscher Name bekannt)
oder Mamutbäume (Sequoia-
dendron giganteum). Vielleicht

gehtauchHaselnussoderRamb-
ler-Rose. Eventuell könnte man
es auchnochmalmitUlmenver-
suchen?




